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Der Landtag blickt auf 2019: 
Vor uns liegt keine Wahlperiode wie jede 
andere – jetzt geht es darum, wie  
Brandenburg den 1989/90 begonnenen  
Umbau- und Neuaufbau-Prozess ab-
schließt. Brandenburg ist dann ein 
Bundesland wie jedes andere und muss 
auf dieser Basis seinen Weg weiter gehen 
– so Ministerpräsident Woidke in seiner 
Regierungserklärung. Und dies ist auch 
unsere Auffassung. 

In den ersten fünf Jahren Rot-Rot haben 
wir dafür wirtschaftlich und sozial einiges 
einleiten können. Vor allem im sozialen 
Bereich blieben aber Herausforderungen 
bestehen, neue gewannen an Gewicht - 
denken wir nicht nur an Jobs und  
Bezahlung, sondern auch an die Verein-
barkeit von Familie und Beruf, an Stress 
am Arbeitsplatz und weitere Dinge mehr.

Auch in anderen Bereichen steht Branden-
burg in den kommenden Jahren vor groß-
en Aufgaben – etwa durch die notwendige 
Kommunalreform. Mit bloßer Schwarz- 
Malerei, wie sie die Opposition seit Jahren 
so gern betreibt, kommt man da nicht wei-
ter. Damit schmälert man letztlich nur die  
Lebensleistung der Brandenburgerinnen 
und Brandenburger – das Interesse nicht 
nur an Politik, sondern auch wieder an 
Wahlen fördert man damit nicht. 
Vielmehr brauchen wir neue Ansätze, 
um angesichts einer zunehmenden 
Individualisierung und Regionalisierung 
von politischen Interessen und sozialen 
Erfahrungen eine frühzeitige Einbindung in 
Entscheidungsprozesse zu ermöglichen.

Brandenburg entwickelt sich nicht 
abgeschottet von der Welt. Wenn Krieg, 
Verfolgung und Not in der Welt zunehmen, 
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suchen auch bei uns Menschen Zuflucht. 
Ihnen zu helfen, ist nicht immer einfach – 
aber ein Gebot der Mitmenschlichkeit.  
Der neue Oppositionsführer, CDU-Frak-
tionschef Ingo Senftleben, ließ hier 
Gemeinsamkeiten erkennen. Es wäre gut, 
wenn er in diesem Sinne auch beim Bund 
vorstellig werden würde.

Ganz anders hingegen die AfD. Ihr 
Fraktionschef Dr. Alexander Gauland, der 
Alterspräsident des Landtages, sollte  
wissen, welche geschichtlichen  
Erfahrungen für Deutschlands Verhalten 
gegenüber Flüchtlingen und Verfolgten 
bestimmend sein müssen. Stattdessen 
vertrat er Positionen, die einem das Herz 
gefrieren ließen – inhuman und ohne 
jede Hilfsbereitschaft. Gauland gefiel sich 
darin, die Probleme zu benennen, die mit 
dem Zustrom von Hilfesuchenden verbun-
den sind. Aber allein das Benennen von 
Problemen ist noch keine Politik – nicht 
einmal ein Politik-Ersatz. 
Probleme müssen gelöst werden – dafür 
braucht man einen inneren Kompass und 
umsetzbare Konzepte. Wir haben deutlich 
gemacht, wie es jetzt los- 
und wohin es gehen wird.


